
Satzung
über die Erhebung von Gebühren 

für die Abwasserbeseitigung 
der Gemeinde Ahneby 

im Bereich des Baugebiets Neue Lück
(Gebührensatzung)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der zur Zeit 
geltenden Fassung, der §§ 1, 2, 6 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein in der zur Zeit geltenden Fassung, der §§ 1 und 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes in der zur Zeit 
geltenden Fassung und des § 20 der Satzung über die Abwasserbeseitigung 
der Gemeinde Ahneby im Bereich des Baugebiets Neue Lück (Abwasserbe­
seitigungssatzung) wird  nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertre­
tung vom 16.06.2008 folgende Satzung erlassen: 
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I. Abschnitt

§ 1
Allgemeines

(1) Die Gemeinde betreibt die Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der Sat­
zung  über  die  Abwasserbeseitigung  (Abwasserbeseitigungssatzung)  vom 
16.06.2008 als jeweils eine selbständige öffentliche Einrichtung zur zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung, 
(2) Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Benutzungsgebüh­
ren  für  die  Inanspruchnahme  der  zentralen  öffentlichen  Abwasserbeseiti­
gungsanlagen (Abwassergebühren). 
(3) Grundstücksanschluss im Sinne des Absatzes 2 ist bei Anschluss an Fei­
gefälleleitungen die Anschlussleitung von der Hauptleitung bis zur Grenze des 
zu entwässernden Grundstücks, einschließlich Kontrollschacht ohne Leitun­
gen  auf  dem Grundstück.  Bei  Anschlüssen  an ein  technisches  Entwässe­
rungssystem (Druckentwässerungs- bzw. Vakuumsystem) umfasst der Haus­
anschluss die  Anschlussleitung von der Hauptleitung mit  einem Entwässe­
rungsschacht einschließlich Entwässerungspumpe und Schaltkasten an der 
Grundstücksgrenze, nicht jedoch den vom Anschlussnehmer bereitzustellen­
den Stromanschluss. 

II. Abschnitt
Abwassergebühr

§ 2
Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs­
anlagen und für die nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Ab­
wasserabgabe werden Abwassergebühren für die Grundstücke erhoben, die 
an diese öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind oder 
in diese entwässern. 

§ 3
Benutzungsgebühren

(1) Die Gemeinde Ahneby erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Ver­
waltung der Einrichtung zur Abwasserbeseitigung einschließlich der Verzin­
sung des aufgewendeten Kapitals und der Abschreibungen Benutzungsge­
bühren. 
(2) Die  Gebühren  werden  erhoben  als  Benutzungsgebühr  für  die  Grund­
stücke, die an eine Abwasseranlage angeschlossen sind; sie gliedert sich in 
Grundgebühren und Zusatzgebühren 
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§ 4
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

(1) Die Grundgebühr der Benutzungsgebühr wird,  nur bei Anschluss an die 
Zentralkanalisation Ahneby, nach Einheiten erhoben. Sie beträgt - ohne Be­
rücksichtigung des Wasserverbrauches - je Einheit 120,00 € jährlich. 
Einheiten sind: 

a) jeder selbständige Wohneinheit, 
(ausgenommen sind Ferienwohnung) 1,0 Einheit, 

b) Hotels, Gaststätten, Schlachtereien, 
Bäckereien und ähnliche Betriebe
je 100 qm gewerbl. Fläche 1,0 Einheit, 

c) Ferienwohnungen, Fremdenzimmer 
außerhalb der Hotels und Gaststätten
je angefangene 4 Betten 0,5 Einheit, 

d) Sonstige gewerbliche Betriebe 0,5 Einheit, 
e) Schulen, Kindergärten, Kinderheime, Sportheime 

und ähnliche Betriebe je 10 qm Sanitärraumfläche 1,0 Einheit, 
f) Zeltplätze je angefangene 8 Stellplätze 0,5 Einheit. 

Als selbständige Wohneinheit  zählt  die Zusammenfassung von Wohnraum, 
die den Inhaber in die Lage versetzt,  in den ihm zur Verfügung stehenden 
Räumen einen eigenen Haushalt zu führen. Dieses ist in der Regel der Fall, 
wenn eine eigene Küche oder zumindest eine Kochgelegenheit und eine Toi­
lette vorhanden sind. Es ist nicht erforderlich, dass die Wohnung einen selb­
ständigen Zugang hat. Als gewerblicher Betrieb gilt jedes selbständig betreib­
bare auf eine bestimmte Branche ausgerichtete Unternehmen. Räume, die 
von öffentlichen Einrichtungen (Behörden, Kirchen usw.), privaten Vereinigun­
gen  und  freiberuflich  Tätigen  (Ärzte,  Anwälte,  Architekten  usw.)  nicht  für 
Wohnzwecke genutzt  werden,  sind wie gewerbliche Räume zu behandeln. 
Bei Zeltplätzen richtet sich die Zahl der Stellplätze nach den am 15.07. eines 
jeden Jahres tatsächlich vorhandenen Standplätzen. Die monatliche Grund­
gebühr  ergibt  sich  aus  einem Zwölftel  der  Jahresgrundgebühr.  Dieses  gilt 
auch dann, wenn die Einleitung von Abwasser nicht ganzjährig erfolgt (z.B. 
Saisonbetrieb). 
(2) Die Zusatzgebühr der Benutzungsgebühr wird nach der Menge des Ab­
wassers berechnet, das unmittelbar der Abwasseranlage zugeführt wird. Be­
rechnungseinheit ist der Kubikmeter Abwasser. 
Als Abwassermenge gilt 
a) die auf dem Grundstück aus öffentlichen und privaten Wasserversor­

gungsanlagen zugeführte Wassermenge, 
b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zuge­

führte Wassermenge. 
Die Wassermenge nach Abs. 2 Buchstabe a) wird durch Wasserzähler ermit­
telt. Bei der Wassermenge aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage gilt 
die für die Erhebung des Wassergeldes zu Grunde gelegte Verbrauchsmen­
ge. Lässt der Gebührenpflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen kei­
nen Wasserzähler einbauen, ist die Gemeinde berechtigt, die aus diesen An­
lagen zugeführte Wassermenge zu schätzen. 
Die Wassermengen nach Abs. 2 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige der 
Gemeinde für den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalender­
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jahr innerhalb der folgenden zwei Monate anzuzeigen. Sie sind durch Was­
serzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbau­
en muss.  Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes 
entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, 
kann sie als Nachweis über die Wassermenge prüfbare Unterlagen verlan­
gen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf ande­
re Weise nicht ermittelt werden können. 
(3) Wassermengen die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseiti­
gungsanlage gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt,  soweit  der Abzug 
nicht nach Absatz 5 ausgeschlossen ist. Der Antrag ist nach Ablauf des Ka­
lenderjahres innerhalb von zwei Monaten bei der Gemeinde einzureichen. 
Für den Nachweis gilt Abs. 2 Sätze 8 bis 10 sinngemäß. Die Gemeinde kann 
nach Anhörung des Antragstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern. 
Ist  der Einbau von Wasserzählern wegen der baulichen Gegebenheit  oder 
aus sonstigen Gründen nicht zumutbar, wird bei landwirtschaftlichen Betrie­
ben mit Viehhaltung die Wassermenge um 18 cbm/Jahr für jede Großviehein­
heit bezogen auf den statistischen Umrechnungsschlüssel abgesetzt; der Ge­
bührenberechnung wird mindestens eine Abwassermenge von 40 cbm/Jahr je 
Person zugrunde gelegt. Maßgebend für die Berechnung ist die in dem Jahr 
durchschnittlich gehaltene Viehzahl  und die durchschnitt/ich mit  Wasser zu 
versorgende Personenzahl. 
Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. 
(4) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird 
die Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs 
des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Ge­
bührenpflichtigen geschätzt. 
(5) Von dem Abzug nach Abs. 3 sind ausgeschlossen: 
a) Wassermengen bis 8 cbm monatlich,  sofern es sich um Wasser für 

laufend wiederkehrende Verwendungszwecke handelt, 
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
c) das zur Speisung der Heizungsanlagen verbrauchte Wasser, 
d) das für Schwimmbecken verwendete Wasser, 
e) das zur Sprengung von Gartenflächen verwendete Wasser, soweit die 

Sprengfläche unter 800 qm liegt. 
Das zum Sprengen von gärtnerischen Betrieben verwendete und nicht durch 
Wassermesser nachgewiesene Wasser ist nur insoweit  zu berücksichtigen, 
dass im Halbjahr April bis September mindestens monatlich der 6. Teil der ge­
bührenpflichtigen Abwassermenge des Halbjahres von Oktober bis März ver­
bleibt. Der Gebührenpflichtige muss, um in den Genuss dieser Vergünstigung 
zu gelangen, beantragen, dass die Gemeinde in der Zeit vom 1. April bis 30. 
September Ablesungen vornimmt. 
(6) Die Zusatzgebühr der Benutzungsgebühr beträgt 3,50 € je cbm 
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§ 5
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig  ist  der  Eigentümer  des  Grundstücks,  bei  Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück 
mit einem Erbbaurecht belastet, ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigen­
tümers gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentü­
mergemeinschaft  sind  Gesamtschuldner  der  auf  ihr  gemeinschaftliches 
Grundstück  entfallenden  Gebühren.  Miteigentümer  oder  mehrere  aus  dem 
gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 
(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Be­
ginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Pflichti­
gen  über.  Wenn der  bisherige  Gebührenpflichtige  die  Mitteilung  über  den 
Wechsel (§ 18) versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum 
bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben dem neuen 
Pflichtigen. 

§ 6
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentli­
che Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist  und/oder der zentralen 
öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage von dem Grundstück Abwasser zu­
geführt  wird.  Sie  erlischt,  sobald  der  Grundstücksanschluss  beseitigt  wird 
oder die Zuführung von Abwasser endet. 

§ 7
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermen­
gen erhoben wird (§ 4 Abs. 2 Buchstabe a) und b)), gilt  als Berechnungs­
grundlage für den Erhebungszeitraum der Wasserverbrauch der Ableseperi­
ode, die jeweils dem 31.12. des Kalenderjahres vorausgeht. 

§ 8
Veranlagung und Fälligkeit

 
(1) Auf  die  nach  Ablauf  des  Erhebungszeitraumes  festzusetzende  Gebühr 
sind vierteljährlich Abschlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. 
des  laufenden  Jahres  zu  leisten.  Die  Höhe  der  Abschlagszahlungen  wird 
durch Bescheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festgesetzt. 
(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so 
wird der Abschlagszahlung beim Schmutzwasser diejenige Abwassermenge 
zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Wasserverbrauch des ersten Monats 
entspricht. Diesen Verbrauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige 
der Gemeinde auf deren Aufforderung unverzüglich mitzuteilen. Kommt der 
Gebührenpflichtige der Aufforderung nicht nach, so kann die Gemeinde den 
Verbrauch schätzen. 
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(3) Die Abwassergebühr  wird  durch Bescheid festgesetzt  und einen Monat 
nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhe­
bung der Abschlagszahlungen. Die Gebühr und die Abschlagszahlung kön­
nen zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 

III. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 9
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht

Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für 
die Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich 
ist. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde 
sowohl  vom  Veräußerer  als  auch  vom  Erwerber  innerhalb  eines  Monats 
schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die 
Berechnung  der  Abgaben  beeinflussen  (z.B.  grundstückseigene  Brunnen, 
Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so hat der 
Abgabenpflichtige  dies  unverzüglich  der  Gemeinde  schriftlich  anzuzeigen; 
dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, 
geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde dürfen nach Maß­
gabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundla­
gen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die Abgaben­
pflichtigen haben dies zu ermöglichen.

§ 10
Datenverarbeitung

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben 
im Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der er­
forderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus 
der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und 
§  3  WoBauErlG  der  Gemeinde  bekannt  geworden  sind,  sowie  aus  dem 
Grundbuchamt,  den Unterlagen  der  unteren  Bauaufsichtsbehörde und  des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum 
Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
(2) Soweit die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist 
sie berechtigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefalle­
nen und anfallenden personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten 
und Wasserverbrauchsdaten für Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser 
Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.
(3) Soweit  die Gemeinde sich bei  der öffentlichen Wasserversorgung eines 
Dritten bedient oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch 
einen Dritten erfolgt, ist die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststellung der 
Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung 
erforderlichen  personenbezogenen  und  grundstücksbezogenen  Daten  und 
Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Da­
ten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterzuverar­
beiten. 
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(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgaben­
pflichtigen und von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Ver­
zeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach die­
ser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbei­
ten. 

§ 11
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach § 4 Abs. 2 Sätze 7 bis 10 und § 9 
der Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu­
nalabgabengesetzes. 

§ 12
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage am 01.07.2008 in Kraft. 

Ahneby, den 16.06.2008

Iversen
(Bürgermeister)
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